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Entwurf eines Beschlusses der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
zur Verlängerung ihres Beschlusses vom 24. Juni 1975 zur Eröffnung von 
Zollpräferenzen für die unter die Zuständigkeit dieser Gemeinschaft fallenden Waren 
mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen 
Ozean und den mit der Gemeinschaft assoziierten überseeischen Ländern 
und Gebieten 


DIE IM RAT VEREINIGTEN VERTRETER 
DER REGIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN 
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT 
FÜR KOHLE UND STAHL — 

in der Erwägung, daß die Mitgliedstaaten unter- 
einander den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl geschlossen 
haben, 

in der Erwägung, daß das Abkommen über die 
Waren, die unter die Zuständigkeit der Europäi- 
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen 
- nachstehend Abkommen genannt -, zwischen den 
Mitgliedstaaten dieser Gemeinschaft und den Staa- 
ten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazi- 
fischen Ozean - nachstehend AKP-Staaten genannt - 
am 28. Februar 1975 gleichzeitig mit dem AKP-EWG- 
Abkommen von Lome unterzeichnet wurde und daß 
dieses Abkommen zur Ratifikation vorliegt, 

in der Erwägung, daß die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft, ihre Mitgliedstaaten und die AKP- 
Staaten anläßlich dieser Unterzeichnung in einem 
Briefwechsel übereingekommen sind, einige Bestim- 
mungen des AKP-EWG-Abkommens über den 
Warenverkehr ab 1. Juli 1975 bis zum Inkrafttreten 
des Abkommens, längstens jedoch bis zum 29. Fe- 
bruar 1976, autonom anzuwenden, 

aufgrund eines Beschlusses der im Rat vereinigten 
Vertreter der Regierungen, der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vom 
24. Juni 1975 zur Eröffnung von Zollpräferenzen in 
den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im 
Pazifischen Ozean und den mit der Gemeinschaft 


I assoziierten überseeischen Ländern und Gebieten 
I wurden die im Abkommen vorgesehenen Zollaus- 
j Setzungen autonom angewandt. 

Dieser Beschluß galt auch für die überseeischen 
Länder und Gebiete. 

Da das Abkommen nicht ab 1. März 1976 in Kraft 
I tritt, haben die Gemeinschaft und die AKP-Staaten 
I beschlossen, einige Bestimmungen dieses Abkom- 
mens über den 29. Februar 1976 hinaus autonom 
anzuwenden. 

Außerdem sind die Zollaussetzungen zugunsten 
der überseeischen Länder und Gebiete weiter auto- 
nom anzuwenden, 

im Einvernehmen mit der Kommission — 
BESCHLIESSEN; 

Einziger Artikel 

ln Artikel 4 Abs. 1 des Beschlusses der im Rat ver- 
einigten Vertreter der Regierungen der Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl vom 24, Juni 1975 zur Eröffnung von Zoll- 
präferenzen für die unter die Zuständigkeit dieser 
Gemeinschaft fallenden Waren mit Ursprung in den 
Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im 
Pazifischen Ozean und den mit der GemeinschnfL 
assoziierten überseeischen Ländern und Gebieten 
wird das Datum „29. Februar 1976" durch das Datum 
„31. Juli 1976" ersetzt. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 166 
vom 28. Juni 1975, S. 83 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 5. Februar 1976 - 1/4 - 680 70 - E - Wa 40/76: 

Die Unterlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 28. Januar 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsunterlagen ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung bestimmter 
Interimsvorschriften für den Handel mit den Staaten in Afrika, im karibischen Raum 
und im Pazifischen Ozean und den mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
assoziierten überseeischen Ländern und Gebieten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 113 und 136, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das AKP-EWG-Abkommen von Lome, nach- 
stehend „das Abkommen" genannt, zwischen den 
Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im 
Pazifischen Ozean, nachstehend „AKP-Staaten" ge- 
nannt, und der Gemeinschaft ist am 28. Februar 1975 
unterzeichnet worden. 

Anläßlich der Unterzeichnung des Abkommens 
sind die Gemeinschaft und die AKP-Staaten in einem 
Briefwechsel übereingekommen, einige Bestimmun- 
gen des Abkommens ab 1. Juli 1975 bis zum Inkraft- 
treten des Abkommens, spätestens aber bis zum 
29. Februar 1976, autonom anzuwenden. 

Um diesem Briefwechsel Folge zu leisten, hat der 
Rat unter anderem die Verordnung (EWG) Nr. 1598/ 
75 über die vorzeitige Anwendung einiger Bestim- 
mungen des AKP-EWG-Abkommens von Lome, die 
diesen Warenverkehr betreffen-), und die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1599/75 über die Regelung für land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse und bestimmte aus land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Waren 
mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibi- 
schen Raum und im Pazifischen Ozean oder in den 
überseeischen Ländern und Gebieten ^) erlassen. 

Die Gemeinschaft und die AKP-Staaten haben be- 


schlossen, die Anwendung des oben erwähnten 
Briefwechsels über den 29. Februar 1976 hinaus zu 
verlängern. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1957/75 des Rates 
vom 30. Juli 1975 betreffend die Interimsregelung 
für den Handelsverkehr mit den mit der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft assoziierten über- 
seeischen Ländern und Gebieten ^) und mit der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1599/75 hat der Rat für die über- 
seeischen Länder und Gebiete eine Regelung ein- 
geführt, die der für die AKP-Staaten vorgesehenen 
Regelung •^) gleichartig ist. 

Es ist daher angebracht, daß die Verordnungen 
(EWG) Nrn. 1957/75, 1598/75 und 1599/75 über den 
29. Februar 1976 hinaus in Kraft bleiben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 9 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1598/ 
75, in Artikel 24 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1599 und in Artikel 9 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1957/75 wird das Datum „29. Februar 
1976" durch das Datum „31. Juli 1976" ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 166 j 4] Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 201 
vom 28. Juni 1975, S. 1 vom 31. Juli 1975, 5 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 166 ' •'i) Amtsblatt der Eurooäischen Gemeinschaften Nr. L 166 
vom 28. Juni 1975, S. 67 vom 28. Juni 1975, S. 67 
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Finanzbogen 


Anhang zum Dokument 


Datum: 15. Januar 1976 


1. Haushaltsposten: Kapitel 10 (Zölle und Abschöpfungen) 

2. Bezeichnung des Vorhabens: Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Einfuhrregelung 

für landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ursprung in den AKP-Staaten 
oder überseeischen Departements 

Artikel 43, 113 und 136 des Vertrages 

Verlängerung bis zum 31. Juli 1976 der Vorschriften, mit denen die 
Handelsbestimmungen des Abkommens von Lome vorzeitig in Kraft 
gesetzt sowie die interimistische Regelung des Handels mit den ÜLG 
erlassen wurden. Die Verordnungen 1598/75, 1599/75, 1957/75 und die 
Entscheidung der Regierungsvertreter für die EGKS-Erzeugnisse 
gelten nur bis zum 29. Februar 1976. Das Datum des Inkrafttretens der 
endgültigen Maßnahmen kann nicht mit Sicherheit vorausgesehen 
werden. 


Laufendes Kommendes 

Wirtschaftsjahr Haushaltsjahr Haushaltsjahr 


zu Lasten des Gemeinschafts- 
haushalts 

zu Lasten nationaler — Nichterhebung von Zöllen und Abschöpfungen auf die Erzeugnisse 

Verwaltungen der gemeinsamen Agrarpolitik: 19 bis 23 Mio. RE 

zu Lasten anderer nationaler — Nichterhebung von Zöllen auf die EGKS-Erzeugnisse: gegenstands- 
Sektoren los (keine Einfuhren) 

5.1 Vorausschau Jahr Jahr Jahr 

— • Nichterhebung von Zöllen auf die anderen Erzeugnisse: 

30 bis 35 Mio. RE 
Insgesamt 49 bis 58 Mio. RE 

5.2 Berechnungsmethode: Auf der Grundlage des 1971 und 1972 festgestellten Handels und auf 

der Grundlage der Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs (für fünf 
Monate) 

6.1 Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel vorhandene Mittel 

Ja Nein 

6.2 Finanzierung ist möglich durch Übertragung von Kapitel zu Kapitel im laufenden Haushalt 

Ja Nein 

6.3 Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts 

Ja Nein 

6.4 Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen 

Anmerkungen: 

Begründung 

Nach Ansicht der Kommission ist es zum Zeitpunkt 
dieser Mitteilung nicht sicher, daß alle Ratifizie- 
rungsinstrumente von den Mitgliedstaaten vor dem 
1. Februar 1976 hinterlegt werden können und daß 
das Abkommen von Lome damit am 1. März 1976 
in Kraft treten kann. 

Die Akte, die von Gemeinschaftsseite beschlossen ; 
worden ist, um die Handelsbestimmungen des Ab- | 
kommens von Lome und des EGKS-Abkommens vor- i 
zeitig in Kraft zu setzen, wie in dem Briefwechsel 1 


EWG/AKP vom 28. Februar 1975 vorgesehen, und 
die analog zur Aufstellung der Handelsregelung der 
ÜLG beschlossenen Akte gelten nur bis zum 
29. Februar 1976. 

Die Kommission 

— empfiehlt den Vertretern der Regierungen der 
Mitgliedstaaten der EGKS, die Verlängerung des 
Beschlusses vom 24. Juni 1975 bis zum 31. Juli 
1976 zu beschließen; 

— > schlägt dem Rat vor, die Regelung zu beschließen, 
die die Geltungsdauer der betreffenden Handels- 
regelungen bis zum 31. Juli 1976 verlängert. 


3. Juristische Grundlage: 

4. Ziele des Vorhabens: 


5.0 Ausgaben 
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